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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Bei den Gesamterneuerungswahlen für sieben Kantonalparlamente (BE, GL, JU, NW,
OW, VD, ZG) setzte sich der letztjährige Trend nach links fort. Der Aufwärtstrend der
SP schwächte sich langsam ab, nachdem sie 1997 insgesamt 22 zusätzliche Mandate
vorwiegend auf Kosten der Grünen, dem LdU sowie linken Kleinparteien gewonnen
hatte. Während sie in der Deutschschweiz um 10 Mandate zulegen konnte – sechs
Mandatsgewinne erfolgten durch den Übertritt des Demokratischen Obwaldens zur SP
-, verlor sie in der Waadt neun Sitze, was auch mit der Verkleinerung des Parlamentes
von 200 auf 180 Sitzen zusammenhing. Wieder vertreten ist die SP im Nidwaldner
Landrat, nachdem sie 1986 ihren einzigen Sitz eingebüsst hatte. Eigentliche
Gewinnerinnen der Wahlen im Berichtsjahr waren grüne und kleine Linksparteien.
Einerseits gewann die Grüne Partei und weitere grün-alternative Parteien gesamthaft 11
Sitze hinzu, insbesondere dank den Wahlerfolgen in Zug und in der Waadt, andererseits
vermochte die PdA ihre Vertretung in den Westschweizer Kantonen Waadt und Jura auf
13 Sitze nahezu zu verdoppeln. Der Niedergang des Landesring setzte sich unvermindert
fort: in Bern verlor er seine letzten beiden Mandate und ist somit nur noch in drei
kantonalen Parlamenten (ZH, SG, AG) vertreten.

Der langsame Erosionsprozess der CVP hielt unvermindert an: insbesondere in ihren
Stammlanden der Innerschweiz verzeichnete sie teilweise massive Verluste. Im
Vergleich zu den Wahlen von 1994 verlor sie in den sieben Kantonen, in denen Wahlen
stattfanden, 15 von insgesamt 144 Mandaten, was einer Abnahme von 10,4% entspricht.
Zahlenmässig erlitt die FDP ähnlich hohe Verluste, was allerdings damit zu relativieren
ist, dass sie 14 Sitze im Kanton Waadt einbüsste, wo insgesamt 20 Sitze weniger zu
vergeben waren. Gemessen an den Stimmanteilen verlor sie dort 2,3%. In den übrigen
sechs wählenden Kantonen blieb ihre Sitzzahl in etwa gleich. Auch die Liberale Partei
büsste in der Waadt sechs Sitze ein. Für die SVP ergab sich ein differenzierteres Bild: in
denjenigen Kantonen, wo die SVP als etabliert galt, stagnierte sie (GL) oder verlor an
Mandaten (BE, VD). In Zug, wo sie als klare Oppositionspartei auftrat, machte sie weiter
an Boden gut (+6). In Ob- und Nidwalden trat sie nicht an.

Im Gegensatz zum letzten Jahr, als die Mandatsgewinne von Frauen
gesamtschweizerisch stagnierten, war der Zuwachs des Frauenanteils in den sieben im
Berichtsjahr neu bestellten Kantonsparlamenten ausserordentlich stark. Von den
insgesamt 715 zu vergebenden Sitzen gingen deren 179 oder 25% an Frauen, was einer
Zunahme von 28 Sitzen entspricht (später ins Parlament nachrutschende bzw.
zurücktretende Frauen wurden nicht berücksichtigt); dies, obschon im Vergleich zu
1994 20 Sitze weniger zu besetzen waren. In allen sieben Kantonen konnten die Frauen
zulegen, am stärksten in den Kantonen Bern (+8) und Obwalden (+6). Am höchsten fiel
ihr Anteil in den Kantonen Obwalden (30,9%), Bern (29,5%) sowie Zug (27,5%) aus, am
niedrigsten im Kanton Glarus (13,8%). Gesamtschweizerisch lag der Frauenanteil in den
kantonalen Parlamenten Ende 1998 bei 24,2% (1997: 23,1%), wobei sich Genf mit 36%
weiterhin deutlich an der Spitze befand. Der Kanton Schwyz bildete mit lediglich 12%
das Schlusslicht.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1998
URS BEER

Bei den Gesamterneuerungswahlen für sechs Kantonsparlamente (AR, AI, BL, LU, TI, ZH)
konnte die SVP massive Zugewinne verbuchen. Am deutlichsten war die Avance in
Zürich (von 40 auf 60 Parlamentssitze) und in Luzern (von 11 auf 22 Sitze). Das Luzerner
Ergebnis ist in Anbetracht des von 170 auf 120 Mandate redimensionierten Parlaments
umso bemerkenswerter. Hier vermochte die SVP ihren Wähleranteil auf Kosten von CVP
und FDP von 7,6% auf 17,0% zu steigern.
Der noch 1998 fortgesetzte Trend nach links setzte sich nicht fort. Die
Sozialdemokraten konnten zwar in Baselland einen weiteren Sitz hinzugewinnen (25),
mussten hingegen in Zürich zwei Sitze räumen (43). Im Tessin und in Luzern haben sich
ihre Stimmenanteile leicht erhöht, zu Sitzgewinnen reichte es hingegen nicht.
Die Gewinner der 98er Wahlen, die Grünen und die kleinen Linksparteien, wurden in
diesem Jahr auf breiter Front wieder zurückgeworfen. Die GP verlor in Zürich fünf Sitze
(neu 11), in Luzern drei (7) und in Baselland einen (5), dagegen konnten sie im Tessin ihr

WAHLEN
DATUM: 01.01.1999
DANIEL BRÄNDLI
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bisher einziges Mandat um ein weiteres ergänzen. Im Tessin verlor die PdA ihren
einzigen Sitz, dagegen konnte die neue Liberal-sozialistische Partei auf Anhieb zwei
Sitze gewinnen. In Zürich vermochte die Alternative Liste auf Kosten der FraP (Frauen
macht Politik) einen Sitz zu erlangen. Der Niedergang des LdU setzte sich in Zürich fort.
Sein Wähleranteil halbierte sich von 4,7 auf 2,4%, was den Verlust von vier der bisher
sechs Mandate zur Folge hatte.
Der langsame Erosionsprozess der CVP setzte sich unvermindert fort. Insgesamt verlor
die Partei 31 Mandate. Der Verlust von 30 Mandaten in Luzern fusst zwar zum Grossteil
auf der Redimensionierung des Parlamentes, schlug sich allerdings auch in einem von
45,1% auf 39,8% reduzierten Wähleranteil nieder. Dem Verlust zweier Mandate im
Tessin stand der doppelte Zugewinn in Zürich gegenüber. Ein Mandat musste die Partei
schliesslich in Baselland hergeben. Noch deutlicher fielen hingegen die Verluste der
FDP aus. Sie verlor in den vier berücksichtigten Kantonen insgesamt 35 Sitze, davon 20
in Luzern, elf in Zürich, drei in Baselland und einen im Tessin. Besonders stark
gestaltete sich ihr Einbruch in Zürich, wo sich bei einem Erdrutschsieg der SVP ihr
eigener Wähleranteil von 22,5 auf 19,6% verkleinerte.

Nachdem im vergangenen Jahr der Frauenanteil in den Kantonsparlamenten einen
starken Aufwind (+28 Mandate) erhalten hatte, mussten die Frauen in diesem Jahr einen
kleinen Rückschlag hinnehmen. Von den 591 zu vergebenden Sitzen gingen 150 an
Frauen (später ins Parlament nachgerückte bzw. zurückgetretene Frauen wurden nicht
berücksichtigt). Der Frauenanteil beträgt neu 25,4% gegenüber 25,7% 1995. Eine
Zunahme erfuhr der Frauenanteil in den Kantonen Baselland (von 25,6% auf 32,2%) und
Appenzell-Ausserrhoden (von 26,2% auf 32,3%), in Appenzell-Innerrhoden blieb er auf
19,6% konstant. Dagegen verminderte er sich in den Kantonen Zürich, Luzern und
Tessin. Der Kanton Tessin weist mit lediglich 10,0% Frauenanteil neu die tiefste Quote
der Schweiz aus.

Kantonale Ersatzwahlen

Finanzdirektor Peter Briner (fdp) stellte sein Amt in der Schaffhausener Regierung zur
Verfügung. Er kandidierte bei den im Herbst stattfindenden Wahlen für den Ständerat.
Der Vorstand der FDP portierte Mitte April den Kantonalpräsidenten und Grossrat
Joseph Zumbühl. Er setzte sich bei der internen Ausmarchung gegen drei Mitbewerber
deutlich durch. Die Geschäftsleitung der SP verzichtete auf eine Nomination. Die SP sei
dem Wähleranteil entsprechend mit zwei Personen in der Regierung ausreichend
vertreten. Die SVP entschied sich auch gegen eine eigene Kandidatur. Sie wolle die
Zusammenarbeit zwischen der FDP und der SVP nicht behindern und damit die Wahl
von Rico Wenger in den Ständerat gefährden. Die Parteileitung hatte es aber schwer,
sich am Parteitag durchzusetzen. Schliesslich ist die SVP mit 23 Sitzen stärkste Partei im
Kantonsrat und hätte einen zweiten Sitz in der Regierung für sich beanspruchen
können. Hingegen schickte die zur schweizerischen GP gehörende Ökoliberale
Bewegung Schaffhausen (öbs) Grossrat Herbert Bühl, Leiter eines Ingenieur- und
Planungsbüros, ins Rennen, und der 46jährige Martin Vögeli, ehemaliges Mitglied der
FDP und Leiter des kantonalen Amtes für Militär und Zivilschutz, zog als dritter Kandidat
in den Wahlkampf. Vergeblich hatte die FDP seine Kandidatur zu verhindern versucht.
Die CVP gab Mitte August nach Anhörung aller drei Kandidaten bekannt, dass sie Bühl
bei der Wahl unterstützen werde. Erwartungsgemäss erreichte im ersten Wahlgang
Anfangs September niemand das absolute Mehr. Obwohl Bühl mit 7793 Stimmen an
erster Stelle lag, hatte er das absolute Mehr von 11'180 Stimmen klar verfehlt. Ende
September konnte Bühl seine Führungsposition erfolgreich verteidigen und der FDP
ihren zweiten Regierungssitz entziehen. Die Wahl von Bühl galt als ausgesprochene
Persönlichkeitswahl. Die ÖBS besitzt schliesslich nur drei der 80 kantonalen
Parlamentssitze. 1

WAHLEN
DATUM: 26.09.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Eidgenössische Wahlen

Das Wahlkampfprogramm der Grünen für die nationalen Wahlen wurde bereits im Mai
an der Genfer Delegiertenversammlung diskutiert. Darin bekräftigten die Grünen ihre
bekannten Positionen: EU- und UNO-Beitritt, ökologische Steuerreform und Ausstieg
aus der Atomkraft bis 2014, keine Zulassung gentechnologisch veränderter
Lebensmittel sowie neue Ergänzungsleistungen für Kinder und Erwerbslose. 2

WAHLEN
DATUM: 22.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Zu den grossen Verlierern der diesjährigen Wahlen zählten die rechten
Oppositionsparteien FP und SD. Die EDU und die Lega konnten sich halten. Insgesamt
verloren sie im Vergleich zu 1991, als sie mit 10,8% ihre grösste Parteienstärke erlangt
hatten, ganze 6%. Umfragen zeigten, dass die verloren gegangenen Stimmen sich
hauptsächlich bei der SVP wiederfanden. Die FP (1999: 0,9%), ehemals stärkste unter
den kleinen Rechtsaussenparteien, brach bei den Wahlen regelrecht ein und verlor alle
ihre bisherigen sieben Nationalratssitze sowie rund drei Viertel des Wähleranteils von
1995. Die SD verloren im Vergleich zu den letzten Wahlen 1,3% und erreichten 1,8%.
Damit sind sie trotz des schlechten Wahlergebnisses neu die stärkste unter den kleinen
Rechtsaussenparteien. Da sie ihre Sitze in Zürich und Baselland verloren haben, muss
Parteisekretär Hess (BE) die Partei in der neuen Legislatur alleine im Parlament
vertreten. EDU und Lega gingen beinahe unverändert aus dem Rennen. Die EDU konnte
sich seit ihrer Gründung 1975 von Wahl zu Wahl geringfügig steigern und 1999 ihr Niveau
auf 1,3% Parteienstärke bestätigen. Der Berner Sitz blieb der Partei erhalten. Im Tessin
erlangte die Lega immerhin rund einen Fünftel aller Wählerstimmen. Mit
Parteipräsident Bignasca konnte sie den vor vier Jahren verlorenen zweiten Sitz wieder
zurückholen.

Die Oppositionsparteien aus dem linken Parteienspektrum (GP, PdA, Solidarités und
FGA) erreichten zusammen 6,9% Parteienstärke. Stärkste Partei in diesem Lager blieb
die GP. Während sie in der Deutschschweiz etwas an Boden verlor, konnte sie in der
Romandie (NE: +7,4%) an Stimmen dazugewinnen. Die GP büsste eines ihrer Zürcher
Mandate sowie den Aargauer Sitz ein und konnte in Genf und Neuenburg je einen Sitz
gewinnen. Damit ist sie im Nationalrat weiterhin mit 8 Mitgliedern als stärkste Nicht-
Regierungspartei vertreten. PdA und Solidarités, die ihre Wählerschaft fast
ausschliesslich in der Romandie haben, erreichten 1,0% und 0,5% Parteienstärke, die
feministischen und grünalternativen Gruppierungen FGA nur gerade 0,3%. Allerdings
kandidierten die FGA in den Kantonen Bern, Baselstadt und Zug auf gemeinsamen
Wahllisten mit der GP resp. der "BastA!" oder der SP. Die so erlangten Parteienstimmen
wurden nicht den FGA zugerechnet. In Zürich verlor die Gruppierung „Frauen macht
Politik“ (FraP) ihren bisherigen Sitz. 3

WAHLEN
DATUM: 27.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Le principal parti non gouvernemental, le Parti écologiste suisse, s’est présenté dès le
début de la campagne comme opposant à une éventuelle guerre contre l’Irak. Les Verts
se sont définis comme « écologiquement cohérents, socialement engagés, globalement
solidaires ». Leur liste de treize thèmes se basait sur le « Manifeste Verts suisses »,
intitulé « Un autre monde est possible ». Accepté par les délégués en août 2002, il
rejetait la course au profit, le secret bancaire, ou encore les organisme génétiquement
modifiés (OGM). En présentant leurs points forts au mois de janvier de l’année sous
revue, les Verts ont insisté sur le fait que l’on ne pouvait plus les considérer comme
s’occupant d’un seul thème. Outre leurs racines écologistes (agricultures sans OGM,
abandon du nucléaire et orientation vers les énergies renouvelables), ils ont souligné
l’importance de la justice sociale et de la solidarité dans le monde. Concrètement, l’on
devrait tendre vers une égalité entre femmes et hommes, redistribuer le travail et la
richesse, ainsi qu’améliorer la cohabitation entre les Suisses et les étrangers. Sur la
scène internationale, ils ont réaffirmé leur soutien aux mouvements altermondialistes,
leur volonté de mener une coopération au développement plus généreuse et une
politique de paix et de refus de la guerre. Dans un certain nombre de domaines, le parti
s’est clairement positionné à la gauche du PS. En matière de politique migratoire il a
développé une conception plus ouverte de la libre circulation des personnes. Il a
également remis en question la recherche de croissance économique et exigé de
repenser fondamentalement les modes de production actuels. 4

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Die Nationalratswahlen waren geprägt durch das erneute Zulegen der SVP von 26,7%
(2003) auf 28,9%, dies ist der höchste je von einer Partei erreichte Stimmenanteil seit
der Einführung des Proporz. Die SVP eroberte 62 Mandate (+7) im Nationalrat, so viele
wie FDP und CVP zusammen. Der Vorsprung der SVP auf die SP wuchs auf fast zehn
Prozentpunkte an. Die SVP ist damit zur eindeutig stärksten Kraft in der
schweizerischen Politik geworden. Die SP dagegen brach ein und erzielte mit 19,5%
Wähleranteil (2003: 23,3%) ein schlechtes Ergebnis, nur 1987 und 1991 hatte sie einen
noch tieferen Wähleranteil gehabt. Sie wurde in 15 Kantonen gegenüber 2003
schwächer und verlor 9 Mandate im Nationalrat. Den Sozialdemokraten schadeten
wahrscheinlich die gute Konjunktur sowie die Prominenz des Themas Klimawandel. Die
Popularität dieses Themas nützte dagegen den Grünen, welche auf Kosten der SP
Wählerstimmen gewinnen konnten. Die Grüne Partei war die zweite Siegerin der
Nationalratswahlen, sie erreichte einen Wähleranteil von 9,6% (2003: 7,4%). Sie
gewann damit 7 Mandate im Nationalrat hinzu. Der Wähleranteil der Grünen Partei ist
der höchste, den eine kleine Partei je erreicht hat. Die FDP verlor zum siebten Mal in
Folge an Wähleranteilen und erzielte mit 15,8% das schlechteste Ergebnis ihrer
Geschichte. In 13 Kantonen hatte die FDP Verluste an Wähleranteilen hinzunehmen. Sie
verlor 5 Sitze im Nationalrat. Nur gut ein Prozentpunkt trennte die Freisinnigen von der
CVP, die ihren Wähleranteil bei 14,5% (2003: 14,4%) stabilisieren konnte und drei
zusätzliche Mandate im Nationalrat gewann. FDP und CVP lagen damit so nahe
beieinander wie noch nie seit 1975. Das Wahlergebnis der CVP wurde allerdings getrübt
durch zwei knappe Sitzverluste: Im Jura gewann überraschend ein SVP-Kandidat den
bisherigen CVP-Sitz, ebenso in Obwalden, wo der CVP-Kandidat durch einen
Parteilosen konkurrenziert worden war, so dass der SVP-Kandidat von Rotz als
lachender Dritter das Rennen machen konnte. 5

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Die Grünen setzten sich zum Ziel, erstmals in den Ständerat einzuziehen und drei bis
fünf zusätzliche Sitze im Nationalrat zu gewinnen. Sie strebten aus strategischen
Gründen auch eine Beteiligung an der Regierung an, lehnten es jedoch ab, gemeinsam
mit Bundesrat Blocher in dieser vertreten zu sein. In der Wahlplattform der Grünen, die
am 27. Januar 2007 verabschiedet wurde, dominierte das Thema Umweltpolitik. Zentral
im Wahlprogramm war neben der Forderung nach einer Abkehr von der Atomenergie
auch das Ziel einer reduzierten Abhängigkeit von fossilen Energieträgern durch den
Übergang zur Solarenergie. So hielt die Grüne Partei fest, die Schweiz solle bis 2050
ganz auf Öl als Energieträger verzichten. Die Wahlplattform der Grünen enthielt auch
ein Kapitel zur Wirtschaftspolitik, das eine gewerkschaftliche Handschrift trug. Weitere
Themen waren soziale Gerechtigkeit und Friedenspolitik. Die Wahlplattform der Grünen
wurde von der Presse als sehr links eingeschätzt, da in ihr unter anderem die
Ausweitung der Personenfreizügigkeit von der EU auf die ganze Welt und die Senkung
des Rentenalters auf 62 Jahre gefordert wurden. 6

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Die Grünen setzten sich nach eigenen Aussagen eher bescheidene Ziele: Die Erhöhung
des Wähleranteils auf 10% sowie der Gewinn von drei zusätzlichen Nationalrats- und
einem zusätzlichen Ständeratsmandat. Noch vor der Atomkatastrophe im japanischen
Fukushima beschlossen die Grünen, den Kampf gegen AKW zum Hauptthema ihrer
Wahlkampagne zu machen, wäre doch für die neue Legislatur die Planung weiterer
Atomkraftwerke geplant gewesen. Zwar wurden auf die Wahlplattform auch weitere
Themen, etwa der Schutz der Grundrechte, aufgenommen; die Partei wollte jedoch
insbesondere mit ihrem Kernthema Umweltschutz mobilisieren, für das sie gemäss
Umfragen auch als kompetent beurteilt wurde. Für zusätzliche Aufmerksamkeit sollte
unter dem Slogan „Echt grün, echt stark“ die Lancierung zweier Initiativen sorgen: die
Atomausstiegsinitiative und die Initiative „Grüne Wirtschaft“, die einen drastischen
Rückgang der Nutzung natürlicher Ressourcen fordert. 7

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

In der Presse war Ende des Berichtsjahrs eine Schätzung der Wahlkampfbudgets der
Parteien nachzulesen, die aufgrund der ebenfalls geschätzten Ausgaben bei den Wahlen
2007 sowie einigen Antworten auf entsprechende Anfragen bei den
Generalsekretariaten beruhten. Dass Geld für den Wahlerfolg eine Rolle spiele, sei
unbestritten. Die Wahlkampfbudgets seien jedoch sehr ungleich. Mit Abstand am
meisten Mittel zur Verfügung habe die SVP (15 Mio.), gefolgt von der CVP (3 Mio.), der
FDP (2.6 Mio.) und der SP (1.5 Mio.). Die kleineren Parteien (GP, GLP, BDP) hätten
weniger als eine Viertelmillion zur Verfügung. 8

WAHLEN
DATUM: 28.12.2010
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Bei den kantonalen Wahlen verloren die Grünen in Bern zwar einen Sitz, konnten aber
in Glarus mit 2 sowie insbesondere in der Waadt mit 6 Mandaten beträchtlich zulegen.
Damit gehörten sie in der Waadt neben der PdA zu den eigentlichen
Wahlgewinnerinnen, die trotz Verkleinerung des Parlamentes von der neuen
Wahlgeometrie am meisten profitierten. Ferner konnten sie ihren Sitz in der
Waadtländer Regierung verteidigen.

WAHLEN
DATUM: 07.06.1998
URS BEER

Trotz der Niederlage zu Jahresbeginn bei den kantonalen Wahlen in Zürich, wo die GP
fünf von sechzehn Parlamentsmandaten verloren hatte, gab man sich für die
eidgenössischen Wahlen vom Herbst zuversichtlich und rechnete mit drei Sitzgewinnen
im Nationalrat. Das Ergebnis bestätigte den Status quo: zwei Sitzgewinnen in der
Westschweiz standen zwei Mandatsverluste in der Deutschschweiz gegenüber; der
Wähleranteil konnte mit 5,0% gehalten werden.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bei den kantonalen Wahlen gehörten die Grünen wie bereits im Vorjahr zu den grossen
Verlierern. Im Basler Grossen Rat verloren sie fünf von acht Sitzen und im Thurgau
mussten sie drei von elf Sitzen räumen. Ihr einziger Sitz in Schwyz musste ebenfalls
abgegeben werden. Dagegen stockte die GP ihre Vertretung in Schaffhausen um zwei
auf sechs Mandate auf und stellt im Kanton Uri neu einen Sitz. Herbert Bühl von der ÖBS
wurde in Schaffhausen mit dem besten Wahlresultat als Regierungsrat bestätigt.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

In den kantonalen Parlamentswahlen konnten die Grünen ihre Delegation im Aargau, in
Genf und in Neuenburg um vier Mandate verstärken, mussten in Solothurn jedoch fünf
Verluste hinnehmen, weil sie nur noch in einem Bezirk angetreten waren. Robert
Cramer konnte seinen Sitz in der Genfer Regierung verteidigen. Im Lausanner
Parlament legten die Grünen auf Kosten der SP vier Sitze zu und stellen mit Daniel
Brélaz den Stadtpräsidenten.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Die Grünen gehörten zu den Gewinnern der kantonalen Parlamentswahlen. Sie konnten
19 Sitze gutmachen: sieben in Nidwalden, sechs in Bern, fünf in der Waadt und einen in
Glarus. Dabei profitierten sie auch von Beitritten regionaler Gruppierungen wie dem
Demokratischen Nidwalden oder dem Grünen Bündnis in Bern. 9

WAHLEN
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Grünen die Zahl ihrer
Nationalratsmandate von 9 auf 13 erhöhen. Als Reaktion auf die Drohung der SVP, in die
Opposition zu gehen, falls ihr das Parlament nicht einen zweiten Bundesratssitz für
Christoph Blocher (svp, ZH) zugestehen würde, brachten die Grünen Co-Präsidentin
Ruth Genner (ZH) als Kandidatin für den Bundesrat ins Spiel, um eine allfällige Regierung
mit einer Mitte-links-Mehrheit ohne SVP-Beteiligung zu ermöglichen. Gewählt wurde
Christoph Blocher an Stelle von CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Bei den kantonalen
Wahlen errangen die Grünen insgesamt 5 zusätzliche Sitze. 10

WAHLEN
DATUM: 22.11.2003
MAGDALENA BERNATH
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In den kantonalen Parlamentswahlen legten die Grünen gemessen an ihrer bisherigen
Stärke am meisten von allen Parteien zu; sie konnten ihre Vertretung von 25 auf 47 Sitze
nahezu verdoppeln. Allein in Basel-Stadt eroberten sie neun zusätzliche Mandate, in St.
Gallen sieben, im Thurgau fünf und in Uri eines. In Basel-Stadt schaffte Guy Morin den
Sprung in die Exekutive, während in Schaffhausen Herbert Bühl aus der Regierung
ausschied.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang April erklärte der Parteivorstand in einem Grundsatzentscheid die Bereitschaft
der Grünen zur Übernahme von Regierungsverantwortung auch auf Bundesebene.
Vize-Präsident Ueli Leuenberger (GE) nannte die grüne Regierungsverantwortung in 5
Kantonen [45] (BS, GE, NE, NW und VD) als Beleg für die notwendige Erfahrung und
Reife seiner Partei. Zugleich schränkte Leuenberger ein, dass die Art der Partner und
deren Offenheit für das grüne Programm als Bedingungen für eine Zusammenarbeit
verstanden werden müsse. Damit bewegten sich die Grünen weg vom Selbstverständnis
als reine Oppositionspartei, aber das einstimmige Votum des Vorstands war innerhalb
der Partei umstritten. 11

WAHLEN
DATUM: 06.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

In den kantonalen Parlamentswahlen mussten die Grünen lediglich in Glarus zwei Sitze
abgeben. In Bern vergrösserten sie ihre Fraktion im verkleinerten Parlament um vier, in
Freiburg um zwei Abgeordnete. Im Jura machten sie zwei Sitze und zogen damit zum
ersten Mal ins Parlament ein. Die kontinuierliche Stärke des 2005 der GP beigetretenen
Demokratischen Nidwalden (7 Sitze) trug ebenfalls zum Erfolg grüner
Parlamentsvertretungen in den Kantonen bei. Insgesamt konnten sich die Grünen um 6
Sitze verstärken. Wie im Vorjahr konnten die Grünen ihre Präsenz in den kantonalen
Regierungen vermehren. In Bern, wo die GP bereits 1986-1990 in der Regierung
vertreten war, gelang Bernhard Pulver der Einzug in den Regierungsrat. In Zug gewann
die grüne Alternative Liste (sie hat im Berichtsjahr bei der GP ein Beitrittsgesuch
eingereicht) auf Kosten der SP einen zweiten Sitz in der Exekutive, und das
Demokratische Nidwalden vermochte seinen Sitz in der Regierung zu verteidigen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Bei den kantonalen Wahlen gehörte die Grüne Partei mehrheitlich zu den
Verliererinnen. Ihr Regierungsmandat in Bern konnte sie deutlich verteidigen. Bernhard
Pulver erzielte das beste Resultat aller Berner Regierungsräte. Ihren Regierungssitz in
Nidwalden und in Zug verloren sie aber jeweils an die SVP. Keinen Erfolg hatten die
Grünen zudem bei den Regierungsratswahlen im Kanton Jura. In den Kantonen
Obwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden und Graubünden traten die Grünen nicht an.
Bei den Parlamentswahlen, die in sieben Kantonen durchgeführt (BE, GL, GR, JU, NW,
OW und ZG) wurden, verloren die Grünen per Saldo sechs Sitze. In drei Kantonen
mussten Sitzverluste in Kauf genommen werden, nämlich in Zug (-4 Sitze, 8 Mandate,
Wähleranteil 6.5%), in Bern (-3 Sitze, 16 Mandate, Wähleranteil 10%) und in Nidwalden (-
2 Sitze, 5 Mandate, 12%). In Graubünden und Obwalden traten die Grünen nicht an.
Leichte Gewinne konnten sie in den Kantonen Jura (+ 2 Sitze, 4 Mandate, 8.3%) und
Glarus (+1 Sitz, 7 Mandate, 12%) verbuchen.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Energiepolitik – insbesondere der Kampf gegen neue Atomkraftwerke – wurde von
der GP bereits im Januar, also noch vor der Atomkatastrophe in Japan zum zentralen
Wahlkampfthema erkoren. An einer Pressekonferenz Mitte Januar in Bern starteten die
Grünen ihre Kampagne und warben für den Atomausstieg: Jede Grüne Stimme sei eine
Stimme gegen neue AKWs. Es brauche viel Arbeit, dass im Herbst eine möglichst grosse
Gruppe an Atomausstiegsbefürwortern im Nationalrat sitze. 12

WAHLEN
DATUM: 11.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die Grünen, die bisher insbesondere in den Städten Erfolge gefeiert hatten, setzten
sich bei den nationalen Wahlen zum Ziel, auch auf dem Land stärker Fuss zu fassen und
damit die 10%-Marke zu knacken. Bei den Wahlen 2007 hatten sie einen Wähleranteil
von 9,6% erreicht. Drei bis vier zusätzliche Nationalratssitze sowie ein zusätzlicher Sitz
in der kleinen Kammer, der im Kanton Bern im Bereich des Möglichen liege, wurden von
Parteipräsident Leuenberger (GE) als Ziel formuliert, womit man auch reif für einen
Bundesratssitz sei. Für die Wahlen waren CHF 180'000.- budgetiert. 13

WAHLEN
DATUM: 01.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Nationalratswahlen endeten für die Grünen in einem eigentlichen Debakel.
Präsident Leuenberger sprach von einem schwarzen Tag. Mit dem Verlust von fünf
Sitzen gehörte die GP zu den grossen Geschlagenen (neu: 15 Mandate). Die 8,4%
Wählerstimmenanteil (-1,2 Prozentpunkte) bedeuteten zwar das zweitbeste Resultat in
der Geschichte der Grünen Partei, die Erfolge von 2007, als man die Sitzzahl beinahe
verdoppeln konnte, und die vergebliche Hoffnung auf einen Fukushima-Effekt liess die
Verluste aber umso gravierender erscheinen. Die Grünen waren in 21 Kantonen zu den
eidgenössischen Wahlen angetreten (nicht in UR, OW, GL, SH und AI). Zwar konnte die
GP in neun Kantonen (SZ, BS, AR, SG, GR, TI, VS, NE, JU) sogar an Wähleranteilen
zulegen, dies reichte aber nirgends zu einem Sitzgewinn. Je einen Sitzverlust mussten
die Grünen dafür in den Kantonen Zürich (neu: 3 Mandate), Zug (0), Solothurn (0), Basel-
Stadt (0) und Waadt (2) hinnehmen. Die Sitze verteidigen konnten sie hingegen in Bern
(3) und Genf (2) sowie in Luzern, Basel-Landschaft, St. Gallen, Aargau und Neuenburg (je
1). Die Niederlage wurde mit der Konkurrenz der GLP aber auch mit der Ausrichtung auf
das Thema Atomausstieg zu erklären versucht. Parteiintern wurde auch der Vorwurf
laut, aus dem „Steilpass Fukushima“ zu wenig gemacht zu haben (von Graffenried, BE).
Zudem wurde gemutmasst, dass der Beschluss des Parlaments zum Atomausstieg dem
monothematischen Wahlkampf der Grünen den Wind aus den Segeln genommen habe.
Eine genauere Analyse der Wahlen zeigte auf, dass die Grünen im Gegensatz zu den
Wahlen 2007 viel Proporzpech zu beklagen hatten, waren doch die Mandatseinbussen
weitaus grösser als der Rückgang der Wählerprozente. 14

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ihre beiden Sitze in der kleinen Kammer vermochten die Grünen zu verteidigen.
Während Robert Cramer in Genf im ersten Wahlgang der Ständeratswahlen bestätigt
wurde, setzte sich Luc Recordon im Kanton Waadt zwar erst im zweiten Wahlgang,
letztlich aber überraschend deutlich durch. Achtungserfolge erzielten die Grünen in
den Kantonen Bern und Glarus. In Bern trug der Rückzug von Alec von Graffenried nach
dem ersten Wahlgang wesentlich zur Rückeroberung des SP-Sitzes bei. In Glarus war
Karl Stadler gegen die beiden Bisherigen angetreten und wurde knapp Dritter.
Chancenlos waren die grünen Angriffe auf die kleine Kammer hingegen in den Kantonen
Luzern, Schwyz, St. Gallen, Aargau, Thurgau, Wallis und Neuenburg.

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Erfolgreicher als bei den nationalen Wahlen waren die Grünen bei den kantonalen
Gesamterneuerungswahlen. In den Kantonen Zürich (+0,1 Prozentpunkte, 19 Sitze),
Luzern (+1,3 Prozentpunkte, 9 Sitze) und Freiburg (+0,7 Prozentpunkte, 3 Sitze) konnte
die GP ihre Wählerschaft ausbauen, was sich in diesen Kantonen allerdings nicht in
Sitze ummünzen liess. Immerhin konnte man damit die bestehenden Mandate
erfolgreich verteidigen. Zulegen konnten die Grünen auch im Kanton Basel-Landschaft,
wo der Gewinn von 1,6 Prozentpunkten (neu: 13,7%) auch den Zuwachs eines Sitzes
bedeutete (neu: 12 Sitze). Noch erfolgreicher waren die Grünen im Kanton Tessin, wo
sie ihre Sitzzahl von drei auf sieben erhöhen und ihren Wähleranteil mehr als
verdoppeln konnten (+3,5 Prozentpunkte, neu: 7,6%). Dieser Erfolg liess sich nur
bedingt mit einem Fukushima-Effekt oder der Absenz der GLP im Südkanton erklären.
Vielmehr hatten sich die Grünen im Tessin von der SP emanzipiert und versucht, auch
rechts der Mitte etwa mit den Themen „Sicherheit“ oder „Arbeit für Ortsansässige“ zu
punkten.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die zunehmende Mehrheitsfähigkeit grüner Positionen zeigte sich vor allem in den
kantonalen Regierungswahlen. Hatte die GP zu Beginn des Berichtsjahrs sieben von
total 156 kantonalen Exekutivsitzen inne, waren es Ende 2011 deren elf. In den Kantonen
Basel-Landschaft (Isaac Reber), Zürich (Martin Graf), Freiburg (Marie Garnier) und bei
den Ersatzwahlen im Kanton Waadt (Béatrice Métraux) konnten die Grünen jeweils
einen Regierungssitz erobern; in Zürich auf Kosten der CVP und in Basel-Landschaft
und der Waadt auf Kosten der SVP. Auf kantonaler Ebene würden sich die langjährige,
harte Arbeit aber auch der Aufbau von pragmatischen Persönlichkeiten innerhalb der
Grünen Partei auszahlen, gab Präsident Leuenberger zu Protokoll. Allerdings hatten die
Medien auch im Zusammenhang mit den Regierungsratswahlen einen stärkeren,
wahlentscheidenden Einfluss der Reaktorkatastrophe in Japan erwartet, als dies dann
tatsächlich der Fall gewesen war. Insbesondere war erwartet worden, dass die GP, die
mit dem Kampf gegen AKWs in den 1980er Jahren gross geworden war, vom
Wiederaufflammen der Atomdebatte profitieren würde. Exponenten der GP hingegen
interpretierten die stabilen Wähleranteile in den Kantonen als Bestätigung einer
nachhaltigen politischen Aufbauarbeit, zumal die kantonalen Erfolge der GLP eher nicht

WAHLEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN
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auf Kosten der Grünen gegangen seien. Der Erfolg der Grünliberalen würde langfristig
auch den Grünen, insbesondere aber der Umweltpolitik dienen. 15

Bei den 2012 in acht Kantonen durchgeführten kantonalen Parlamentswahlen setzte
sich der negative Trend der nationalen Wahlen von 2011 für die Grüne Partei fort. Per
Saldo verlor die GP 2012 bei Gesamterneuerungswahlen elf kantonale Parlamentssitze,
ganze fünf alleine im Kanton Waadt. Überall dort, wo die GLP als Konkurrenz der Grünen
antrat, büsste die GP Mandate ein. Einzig in den Kantonen St. Gallen und Schwyz konnte
ein Sitzgewinn bejubelt werden, allerdings sind die Grünen in diesen beiden Kantonen
relativ schwach. Im Kanton Basel-Stadt konnten die 13 Sitze trotz Rückgang der
Wählerstärke verteidigt werden. Die GP hielt Ende Berichtjahr als fünftstärkste Partei
rund 7% der total 2'608 kantonalen Parlamentssitze (191 Mandate).

WAHLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Fünftstärkste Kraft ist die GP auch hinsichtlich der kantonalen Regierungsbeteiligung.
Zehn der total 156 Exekutivsitze sind in der Hand der Grünen. Im Berichtjahr konnte die
GP ihre insgesamt drei Sitze in den Kantonen Aargau, Basel-Stadt und Waadt bei den
Gesamterneuerungswahlen für die Exekutive halten. Dies war insbesondere im Kanton
Waadt, wo Béatrice Métraux erst Ende 2011 einen Sitz von der SVP erobert hatte, nicht
selbstverständlich. 16

WAHLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Erneut mussten die Grünen bei den vier Gesamterneuerungswahlen für die kantonalen
Parlamente Verluste in Kauf nehmen. In Genf gingen der GP nicht weniger als sieben
Mandate verlustig. Davon profitierte vor allem die extreme Linke. Nicht nur der
Rückgang der Sitzzahl auf zehn, sondern auch der Wählerverlust von über sechs
Prozentpunkten war eine veritable Schlappe für die Genfer Grünen. In Neuenburg verlor
die GP zwei Sitze. Hier machte ihr die neu antretende GLP Konkurrenz. Auch in
Solothurn waren die Grünliberalen zwar erfolgreich, die Grünen konnten aber etwas
überraschend ihre Sitzzahl von sechs auf sieben Mandate ebenfalls ausbauen. Im
Kanton Wallis, wo die GP eher unbedeutend ist und vor allem als Listenpartner der
Linken fungiert, konnten die beiden bisherigen Sitze gehalten werden. Im Kanton
Schaffhausen führte zudem der Parteiwechsel von zwei zur GP zählenden Ökoliberalen
Bewegung Schaffhausen (ÖBS)-Kantonsräten zur GLP zu zwei weiteren
Mandatsverlusten. Der per Saldo-Verlust von zehn Sitzen im Jahr 2013 führte dazu, dass
die GP Ende Berichtjahr nur noch 7,1% aller 2'559 kantonalen Mandate (exklusive AI)
inne hatte; 2011 hatte dieser Anteil noch bei 7,9% gelegen.

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

In Genf musste die GP nicht nur Verluste im Parlament hinnehmen, sondern wurde bei
den kantonalen Regierungswahlen auch eines Sitzes im Staatsrat beraubt. In Solothurn
schaffte es Brigit Wyss nur äusserst knapp nicht, für die Grünen eine
Exekutivbeteiligung zu erobern. In den Kantonen Neuenburg und Wallis hatten die
grünen Kandidierenden hingegen keine Chance. Insgesamt besetzte die GP Ende Jahr
noch 8 der 156 kantonalen Regierungssitze.

WAHLEN
DATUM: 06.03.2013
MARC BÜHLMANN

Nach seinem Umzug von Zug nach Bern plante der in seinem Heimatkanton 2011
abgewählte GP-Vizepräsident Josef Lang, für die Berner Grünen in die
Nationalratswahlen zu ziehen. Die Grünen müssen in Bern um ihre drei Sitze fürchten,
auch weil der Hauptstadtkanton für die eidgenössischen Wahlen einen Sitz weniger hat
als bei den Wahlen 2011. Allerdings stellte sich die Berner Parteispitze quer und
nominierte den prominenten GP-Politiker nicht für die Wahlen. Offizielle Begründung
war, dass mit den drei Bisherigen die Stadt bereits breit auf der Liste abgedeckt sei und
man lieber Grüne aus weniger urbanen Gebieten portieren wolle. Der Entscheid stiess
auf relativ breites Unverständnis, ging man doch davon aus, dass Lang nicht wenige
Stimmen im Grünen Lager hätte mobilisieren können. Lang selber fügte sich dem
Entscheid. 17

WAHLEN
DATUM: 13.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Die GP erhoffte sich auch dank dem leichten Aufwärtstrend bei den kantonalen Wahlen
für die eidgenössischen Wahlen 2015 eine Konsolidierung. Bei den Wahlen 2011 hatte
die GP fünf von 20 Mandaten verloren, was man nicht nur auf die Konkurrenz durch die
GLP oder den Umstand zurückgeführt hatte, dass sich die Mitteparteien einen
ökologischen Anstrich gaben, sondern auch selbstkritisch mit eigener Bequemlichkeit
erklärt hatte. Für die Wahlen 2015 wollen die Grünen auf die Energiestrategie und den
Atomausstieg fokussieren. Allerdings müsse sich die GP nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative auch gegen die wachsende Isolation der Schweiz
wehren; den Grünen käme hier eine besondere Rolle zu, weil ihre Anhängerschaft am
deutlichsten gegen die Initiative gestimmt habe, gab Co-Präsidentin Adèle Thorens
Goumaz in einem Interview mit „Le Temps“ zu Protokoll. Auch das Internet soll Thema
der GP sein. Es biete eine Möglichkeit, um Mobilität einzusparen und habe deshalb viel
ökologisches Potenzial. Zudem sei der GP der Datenschutz ein wichtiges Anliegen – so
Co-Präsidentin Regula Rytz im „St. Galler Tagblatt“. Das Motto der GP wird sein: „Mehr
Lebensqualität für alle“. In der Presse wurde allerdings auch geargwöhnt, dass bei den
Wahlen wohl vielmehr die Europa- und Asylpolitik im Vordergrund stehen werde –
Themen, bei denen die Grünen nicht federführend seien. Dass sich Umweltthemen
etabliert hätten, sei zwar ein Verdienst der GP. Weil andere Parteien diese Themen
deshalb auch in ihr Programm aufgenommen hätten, sei die GP aber sozusagen Opfer
ihres Erfolges geworden. Um der ökologischen Sache zu dienen, wurden auch mögliche
Listenverbindungen mit der GLP, die sich vor 10 Jahren von der GP abgespaltet hatte,
diskutiert. Die Idee wurde in den Kantonen allerdings mit zurückhaltender Skepsis
aufgenommen. Traditionellerweise verbindet sich die GP in den meisten Kantonen mit
der SP. Erklärtes Ziel für die Wahlen 2015 war es, den Wähleranteil zu halten und nach
dem Listenverbindungspech 2011 in einzelnen Kantonen wieder zuzulegen. 18

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Die GP konnte bei den Gesamterneuerungswahlen für die kantonalen Exekutiven zwei
ihrer gesamtschweizerisch neun Exekutivsitze erfolgreich verteidigen. Bernhard Pulver
in Bern und Manuela Weichelt in Zug konnten ihre Wiederwahl feiern. Der Angriff der
Grünen im Kanton Nidwalden, wo sie als Demokratisches Nidwalden zwischen 1998 und
2010 an der Regierung beteiligt gewesen waren, misslang hingegen. Mit total neun
Sitzen in den kantonalen Exekutiven bleibt die GP Juniorpartnerin.

WAHLEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

1) SN, 13.4., 3.5., 5.5., 6.5., 7.5., 17.5., 7.7., 21.8. und 24.8.; SGT, 31.8.99; NLZ, 2.9.99; TA, 6.8.99; Presse vom 6.9.99; SN,
18.9.99; Presse vom 27.9.99
2) Presse vom 10.5. und 27.8.99
3) Lit. Seitz, Die Nationalratswahlen 1999, S. 6 f. 38
4) Presse des 20.1 et 17.8.03; NZZ des 18.1 et 26.8.03.
5) BBI, 2007, S. 8015 ff.; Lit. Seitz/Schneider.
6) AZ, 3.1.07; NZZ, 20.1.07; LT, 14.8.07; NZZ, 20.1. und 29.1.07; TA, 27.1. und 29.1.07.
7) NZZ, 19.1.11; Presse vom 24.1.11.
8) Presse vom 28.12.10.
9) Presse vom 21.6.02; NZZ, 22.8.02.
10) Presse vom 22.11.03.
11) 24h und LT, 3.4.06; WoZ, 6.4.06.
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13) BaZ, 7.1.11; AZ, 19.1.11; NZZ, 5.2. und 22.3.11; TG, 20.4.11; TA, 1.9.11.
14) AZ, 24.10.11 (von Graffenried); NZZ, 25.10.11; Presse vom 24.–26.10.11.; Lit. BFS.
15) SGT und SZ, 29.3.11; SZ, 30.3.11; TA, 2.4.11; AZ, 12.4.11; 24h, 19.4.11; TI: TA, 19.4.11; NZZ, 30.4.11; ZH: NZZ, 4.4.11.
16) Métraux 24h, 3.1. und 12.1.12.
17) SO, 30.11.14; AZ, 6.12.14; Blick, 10.12.14; SoZ, 14.12.14
18) So-Bli, 27.7.14; SoZ, 28.9.14; TA, 30.9.14; LT, 4.10.14; AZ, 18.10.14; TA, 20.10.14; SGT, 28.11.14
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